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1. Neuregelung bei der Abschreibung von ge-
ringwertigen Wirtschaftsgütern ab 1.1.2018

Mit dem Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammen-
hang mit Rechteüberlassungen wurden die Grenzen für selbststän-
dig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
deren Anschaffungs- und Herstellungskosten bestimmte Grenzen 
nicht überschreiten, – sog. geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) – 
angehoben. Danach gilt ab 1.1.2018:

Sofortabschreibung: GWG, deren Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten 800 € (bis 31.12.2017 = 410 €) nicht übersteigen, können im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung sofort abgeschrieben werden. 
Wird von dem Recht Gebrauch gemacht, sind GWG, die den Betrag 
von 250 € (bis 31.12.2017 = 150 €) übersteigen, in einem laufen-
den Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese Angaben sind aus der 
Buchführung ersichtlich. Entscheidet sich der Unternehmer für die 
Sofortabschreibung der GWG unter 800 €, gelten für Wirtschaftsgü-
ter über 800 € die allgemeinen Abschreibungsregelungen.

Computerprogramme: Die in den Einkommensteuer-Richtlinien 
genannte Grenze für die Behandlung von Computerprogrammen 
wie Trivialprogramme in Höhe von 410 € war an die Grenze für die 
Bewertungsfreiheit geringwertiger Wirtschaftsgüter angelehnt. Im 
Rahmen der nächsten Überarbeitung der Einkommensteuer-Richtli-
nien ist auch hier eine Anhebung auf 800 € vorgesehen.

Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglichkeit, GWG über 
250 € (bis 31.12.2017 = 150 €) und unter 1.000 € in einen jah-
resbezogenen Sammelposten einzustellen und über 5 Jahre abzu-
schreiben. Sie brauchen dann nicht in ein laufendes Verzeichnis 

aufgenommen werden. Auch Wirtschaftsgüter unter 250 € (bis 
31.21.2017 unter 150 €) können in den Sammelposten aufgenom-
men werden und müssen nicht zwingend im Jahr der Anschaffung 
voll abgeschrieben werden.

Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahlrecht für die So-
fortabschreibung oder den Sammelposten für alle in einem Wirt-
schaftsjahr angeschafften Wirtschaftsgüter nur einheitlich ausgeübt 
werden kann. 

Überlegung: In Hinblick auf diese Neuregelungen lohnt sich – aus 
steuerlicher Sicht und wenn wirtschaftlich sinnvoll – ggf. die Be-
schaffung derartiger Wirtschaftsgüter in das Jahr 2018 zu verlagern, 
um damit die besseren Abschreibungsbedingungen zu nutzen.

2. Kassen-Nachschau ab 1.1.2018

Aufgrund der im Rahmen von Außenprüfungen wiederholt festge-
stellten Manipulationen an Registrierkassen hat der Gesetzgeber mit 
dem „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grund-
aufzeichnungen“ auch eine sog. Kassen-Nachschau implementiert. 

Diese kann ab 1.1.2018 in den Geschäftsräumen von Steuer-
pfl ichtigen während der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten 
und außerhalb einer Außenprüfung durchgeführt werden. Eine 
vorherige Ankündigung ist nicht erforderlich. Abweichend davon 
dürfen Wohnräume gegen den Willen des Inhabers nur zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit betreten 
werden.

Die Kassen-Nachschau stellt ein besonderes Verfahren zur zeitna-
hen Prüfung des ordnungsgemäßen Einsatzes des elektronischen 
Aufzeichnungssystems, der Ordnungsmäßigkeit der Kassenaufzeich-
nungen und der ordnungsgemäßen Übernahme der Aufzeichnungen 
in die Buchführung dar. 

Die von der Nachschau betroffenen Steuerpfl ichtigen haben die re-
levanten Aufzeichnungen, Bücher und Organisationsunterlagen auf 
Verlangen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. Sofern die Daten in 
elektronischer Form vorliegen, gelten die bekannten Verpfl ichtungen 
bezüglich des Datenzugriffs bzw. der maschinellen Auswertung. 
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Kontrolliert werden können sowohl Registrierkassen, computerge-
stützte Kassensysteme und der ordnungsgemäße Einsatz des elekt-
ronischen Aufzeichnungssystems wie auch offene Ladenkassen. 

Bitte beachten Sie! Eine Beobachtung der Kassen und ihrer Hand-
habung in Geschäftsräumen, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
ist ohne Pfl icht zur Vorlage eines Ausweises des Finanzbeamten zu-
lässig. Dies gilt z. B. auch für Testkäufe.

Im Falle von offenen Ladenkassen kann der Amtsträger zur Prüfung 
der ordnungsgemäßen Kassenaufzeichnungen einen sog. „Kassen-
sturz“ verlangen sowie sich die Aufzeichnungen der Vortage vorle-
gen lassen.

Besteht ein Anlass zu Beanstandungen der Kassenaufzeichnungen, 
-buchungen oder der zertifi zierten technischen Sicherheitseinrich-
tung, kann der Amtsträger – nach schriftlichem Hinweis – ohne vor-
herige Prüfungsanordnung zur Außenprüfung übergehen. 

3. In for ma ti ons aus tausch in Steu er sa chen

Am 30.9.2017 begann auf Grundlage des neuen Common Reporting 
Standard (CRS) der erste automatische Informationsaustausch über 
Finanzkonten zwischen Deutschland und 49 Staaten und Gebieten 
für den Meldezeitraum 2016. Derzeit haben sich bereits über 100 
Staaten und Gebiete dazu bekannt, den gemeinsamen Meldestan-
dard einzuführen. Durch diese Regelung werden Informationen über 
Konten bzw. Vermögensanlagen zwischen den an diesem Informa-
tionsaustausch teilnehmenden Staaten und Gebieten automatisch 
ausgetauscht.

Weltweit bestehen zwischen den teilnehmenden Staaten und Ge-
bieten schon über 2000 bilaterale Austauschbeziehungen. Weitere 
Staaten und Gebiete werden ab dem 30.9.2018 hinzukommen. 

Anmerkung: Gemeldet werden u. a. Namen, Adresse, Kontonummer, 
Kontostände von Depots und Einlagekonten sowie Verkaufserlöse 
aus Finanzgeschäften, Treuhandgesellschaften und Stiftungen. Nach 
dem OECD-Standard für den automatischen Informa tionsaustausch 
über Finanzkontendaten sind nicht nur Konten von natürlichen Per-
sonen, sondern auch von juristischen Personen sowie Rechtsträgern 
einschließlich Trusts und Stiftungen meldepfl ichtig. Darüber hinaus 
umfasst der Standard auch die Pfl icht zur Prüfung passiver Non Fi-
nancial Entities und die Meldung der natürlichen Personen, die die-
se Rechtsträger tatsächlich beherrschen – also die Mitteilung der 
dahinter stehenden wirtschaftlich Berechtigten, die sog. „benefi cial 
owners“. 

4. Kein „Spekulationsgewinn“ bei selbst genutz-
ten Ferienhäusern und Zweitwohnungen

Zu den steuerpfl ichtigen Einkünften gehören auch Einkünfte aus 
privaten Veräußerungsgeschäften – sog. „Spekulationsgeschäften“. 
Dazu zählen u. a. Veräußerungen von Grundstücken, bei denen der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als 
zehn Jahre beträgt. 

Werden die Grundstücke im Zeitraum zwischen Anschaffung oder 
Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohn-
zwecken oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorange-
gangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt, unterfallen sie 
nicht der Steuerpfl icht.

Nach Auffassung des Bundesfi nanzhofs in seiner Entscheidung vom 
27.6.2017 wird ein Gebäude auch dann zu eigenen Wohnzwecken 

genutzt, wenn es der Steuerpfl ichtige nur zeitweilig bewohnt, sofern 
es ihm in der übrigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht.  Danach 
setzt die Nutzung zu „eigenen Wohnzwecken“ weder die Nutzung 
als Hauptwohnung voraus noch muss sich dort der Schwerpunkt der 
persönlichen und familiären Lebensverhältnisse befi nden. 

Anmerkung: Ein Steuerpfl ichtiger kann deshalb mehrere Gebäude 
gleichzeitig zu eigenen Wohnzwecken nutzen. Erfasst sind daher 
auch Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung bestimmte Ferien-
wohnungen und Wohnungen, die im Rahmen einer doppelten Haus-
haltsführung genutzt werden. Nach dieser Entscheidung sind nicht 
dauernd bewohnte Zweitwohnungen und ausschließlich eigenge-
nutzte Ferienwohnungen nicht von der steuerlichen Begünstigung 
ausgenommen. 

5. Verteilung der außergewöhnlichen Belastung 
auf verschiedene Jahre

Zu den steuerlich ansetzbaren „außergewöhnlichen Belastungen“ 
zählen u. a. Krankheitskosten (Arztkosten, Fahrtkosten, Zuzahlungen 
für Medikamente), sofern Ihre Krankenkasse diese Leistungen nicht 
übernimmt, Pfl ege- und Pfl egeheimkosten für die eigenen Eltern, so-
fern die Pfl egeversicherung diese Leistungen nicht übernimmt, Um-
baukosten für behindertengerechtes Wohnen, Unterhaltskosten etc.

Die Aufwendungen sind grundsätzlich in dem Veranlagungszeit-
raum zu berücksichtigen, in dem der Steuerpfl ichtige sie geleis-
tet hat. Dies bestätigte der Bundesfi nanzhof (BFH) mit seinem Be-
schluss vom 12.7.2017. Auch fremdfi nanzierte Aufwendungen – im 
entschiedenen Fall Umbaukosten für behindertengerechtes Wohnen 
–, die als außergewöhnliche Belastungen anzuerkennen sind, kön-
nen nur im Jahr des tatsächlichen Abfl usses, also der Verwendung 
der Darlehensmittel, berücksichtigt werden. 

Wirken sich außergewöhnliche Belastungen in dem Veranlagungs-
zeitraum, in dem sie geleistet werden, mangels eines hinreichenden 
Gesamtbetrags der Einkünfte nicht aus, sieht das Gesetz – nach Auf-
fassung des BFH – keine Möglichkeit vor, den restlichen Betrag in ei-
nen anderen Veranlagungszeitraum zu übertragen oder auf mehrere 
Veranlagungszeiträume zu verteilen.

Anmerkung: Das Finanzgericht Saarland entschied mit Urteil vom 
6.8.2013, dass solche Aufwendungen auf mehrere Jahre verteilt und 
damit auch steuerlich wirkungsvoller angesetzt werden können. In-
wieweit diese Entscheidung mit dem neuen Urteil des BFH überholt 
ist und inwieweit die Finanzverwaltung die Auffassung des BFH teilt, 
ist zzt. nicht absehbar. Bei größeren Umbaukosten kann überlegt 
werden, diese auf zwei oder mehrere Jahre zu strecken und in den 
jeweiligen Veranlagungsjahren zu bezahlen und dann entsprechend 
steuerlich geltend zu machen. Lassen Sie sich im Bedarfsfall beraten.

6. Scheidungskosten nicht mehr steuerlich 
ansetzbar

Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) 
sind seit der Änderung des Einkommensteuergesetzes im Jahr 2013 
grundsätzlich vom Abzug als außergewöhnliche Belastung ausge-
schlossen. Das Abzugsverbot greift nur dann nicht ein, wenn der 
Steuerpfl ichtige ohne die Aufwendungen Gefahr liefe, seine Exis-
tenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnis-
se in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) kommt in seiner Entscheidung vom 
18.5.2017 zu dem Entschluss, dass die Kosten, die ein Ehegatte für 
ein Scheidungsverfahren aufwendet, regelmäßig nicht zur Siche-



rung seiner Existenzgrundlage und seiner lebensnotwendigen Be-
dürfnisse dienen. Hiervon kann nur ausgegangen werden, wenn die 
wirtschaftliche Lebensgrundlage des Steuerpfl ichtigen bedroht ist. 
Eine derartige existenzielle Betroffenheit liegt bei Scheidungskosten 
nicht vor, selbst wenn das Festhalten an der Ehe für den Steuer-
pfl ichtigen eine starke Beeinträchtigung seines Lebens darstellt.

Anmerkung: Der BFH betont in seiner Pressemitteilung vom 
16.8.2017, dass er die Kosten einer Ehescheidung bis zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes im Jahr 2013 als außergewöhnliche 
Belastung zwar berücksichtigt hat. Dies ist jedoch nach der Neure-
gelung nicht länger möglich. Der Gesetzgeber will die Steuererheb-
lichkeit von Prozesskosten auf einen engen Rahmen zurückführen 
und Scheidungskosten vom Abzug als außergewöhnliche Belastung 
bewusst ausschließen.

7. Steuern sparen mit der „Haushaltshilfe“

Der Gesetzgeber fördert Privathaushalte, die haushaltsnahe Dienst-
leistungen von Minijobbern verrichten lassen, auf besondere Art und 
Weise. Das Finanzamt erkennt 20 % der gesamten Aufwendungen, 
maximal jedoch 510 € im Jahr, als Minderungsbetrag bei der Steu-
erschuld an. Anders als bei Werbungskosten oder Sonderausgaben, 
deren Anerkennung lediglich das steuerpfl ichtige Einkommen redu-
ziert, vermindert der Absetzungsbetrag für Minijobs in Privathaus-
halten die Einkommensteuer unmittelbar. 

Die von den Privathaushalten an die Minijob-Zentrale abzuführen-
den Abgaben betragen 14,8 %. Durch die Absetzbarkeit von 20 % 
der Arbeitgeberaufwendungen für den Minijobber kann sich bei der 
Steuererklärung hier ein echtes Plus ergeben.

Beispiel: Zum 1.1.2017 stellte ein Ehepaar eine Haushaltshilfe z. B. 
eine Putzfrau ein. Die Haushaltshilfe ist gesetzlich krankenversichert 
und unterliegt im Minijob nicht der Rentenversicherungspfl icht. 
Das Ehepaar zahlt der Haushaltshilfe eine Vergütung von 180 € im 
Monat. Die Steuerschuld des Ehepaares für das Jahr 2017 beträgt 
8.500 €.

An die Minijob-Zentrale zu zahlen: (12 Monate x 180 € = 2.160 
x 14,8 % =) 319,68 € Absetzungsbetrag: (2.160 Lohn + 319,68 € 
Abgaben = 2.479,68 € x 20 % =) 495,94 €

Durch die Berücksichtigung des Absetzungsbetrags vermindert sich 
die Einkommensteuer nachträglich um 495,94 € auf 8.004,06 €. 
Die Steuerersparnis übersteigt den Betrag, den das Ehepaar für die 
Haushaltshilfe an die Minijob-Zentrale abzuführen hat, um 176,26 € 
(495,94 € abzüglich 319,68 €) im Jahr.

Vorteil Unfallversicherungsschutz: Angemeldete Haushaltshilfen 
sind offi ziell gesetzlich bei den hauswirtschaftlichen Tätigkeiten 
auf allen damit zusammenhängenden Wegen und auf dem direk-
ten Weg von ihrer Wohnung zur Arbeit und zurück unfallversichert. 
Beschäftigt ein Arbeitgeber die Haushaltshilfe „schwarz“, kann der 
Unfallversicherungsträger den Privathaushalt für die entstandenen 
Unfallkosten in die Haftung nehmen.

8. Überlegungen und Handlungsbedarf zum 
Jahresende 2017

KINDERGELD-ANTRAGSFRIST ÄNDERT SICH AB 2018: Mit dem 
sog. Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz wurde überraschend 
noch eine Änderung zum Kindergeld eingeführt, mit der ein Kinder-
geldantrag ab dem 1.1.2018 nur noch für sechs Monate rückwir-
kend gestellt werden kann. 

Hier gilt insbesondere zu beachten, dass Kindern auch nach deren 
Erstausbildung weiterhin Kindergeld zustehen kann, wenn sie eine 
weitere Ausbildung beginnen. Grundsätzlich haben die Eltern zwar 
Anspruch auf den Kinderfreibetrag. Bei der sog. Günstigerprüfung 
zwischen der Auswirkung des Kinderfreibetrags und des Kindergelds 
wird aber nicht das ausbezahlte Kindergeld berücksichtigt, sondern 
der grundsätzliche Anspruch auf das Kindergeld zugrunde gelegt, 
d. h. dass das Kindergeld angerechnet wird, auch wenn es wegen 
verspäteter Antragstellung gar nicht ausgezahlt wurde.

Anmerkung: Insbesondere für erwachsene Kinder zwischen dem 18. 
und 25. Lebensjahr sollte grundsätzlich rechtzeitig und vorsorglich 
ein Antrag bei der Familienkasse gestellt werden, wenn die Kinder-
geldgewährung möglich erscheint. 

WEIHNACHTSFEIER/BETRIEBS VERANSTALTUNG: Für Betriebs-
veranstaltungen seit dem 1.1.2015 wurde die bis zum 31.12.2014 
geltende Freigrenze von 110 € in einen „Freibetrag“ umgewandelt. 
So bleiben Aufwendungen bis zu dieser Höhe steuerfrei, auch wenn 
der Betrag pro Veranstaltung und Arbeitnehmer überschritten wird. 
Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und sozialversiche-
rungspfl ichtig. 

Beispiel: Die Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung betra-
gen 10.000 €. Der Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern 
zusammen, von denen 25 von je einer Person begleitet werden. Die 
Aufwendungen sind auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede 
Person ein geldwerter Vorteil von 100 € entfällt. 

Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende geldwerte Vorteil 
dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer ha-
ben somit einen geldwerten Vorteil von 100 €, der den Freibetrag 
von 110 € nicht übersteigt und daher nicht steuerpfl ichtig ist. Bei 
25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vorteil 200 €. Nach Abzug 
des Freibetrags von 110 € ergibt sich für diese Arbeitnehmer ein 
steuerpfl ichtiger geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. Er bleibt dann 
sozialversicherungsfrei, wenn sie der Arbeitgeber mit 25 % pau-
schal besteuert. 

Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Betriebsveranstaltung liegt nur 
dann vor, wenn sie allen Angehörigen des Betriebs oder eines Be-
triebsteils grundsätzlich offensteht. Eine Betriebsveranstaltung wird 
als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen 
jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen Veran-
staltung kommt es nicht an. Demnach können auch mehrtägige Be-
triebsveranstaltungen begüns tigt sein. Übersteigt der Betrag 110 €, 
ist der Vorsteuerabzug (insgesamt) nicht möglich.

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: Steuerpfl ichtige bedan-
ken sich i. d. R. für die gute Zusammenarbeit am Jahresende bei 
ihren Geschäftspartnern mit kleinen Geschenken. Solche „Sachzu-
wendungen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers 
sind – also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde –, dürfen als Betriebs-
ausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro 
Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht übersteigen. 

Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirt-
schaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 
35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit in 
vollem Umfang. 

Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon 
aus, dass es sich um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch 
die Aufzeichnungspfl icht der Empfänger. 

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im 
Jahr pro Empfänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. 



Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) versteuern. Der Auf-
wand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Der Empfänger ist 
von der Steuerübernahme zu unterrichten. 

Anmerkung: Der Bundesfi nanzhofs (BFH) hat mit Urteil vom 
7.6.2017 die Übernahme dieser Steuer nunmehr als „weiteres Ge-
schenk“ beurteilt. Ein Betriebsausgabenabzug käme danach nicht in 
Betracht, wenn der Wert des Geschenks und die dafür anfallende 
Pauschalsteuer insgesamt 35 € übersteigen. Damit wäre das Ab-
zugsverbot auch dann anzuwenden, wenn diese Betragsgrenze erst 
aufgrund der Höhe der Pauschalsteuer überschritten wird.

Das Bundesfi nanzministerium teilt mit Schreiben vom 14.9.2017 
zur Anwendung neuer BFH-Entscheidungen jedoch mit, dass es 
die Grundsätze dieses Urteils nicht anwenden, sondern nach der 
bisherigen Handlungsweise verfahren will. Danach ist bei der Prü-
fung der Freigrenze aus Vereinfachungsgründen allein auf den Be-
trag der Zuwendung abzustellen. Die übernommene Steuer ist nicht 
mit einzubeziehen.

Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz persönlichem Anlass (Ge-
burtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, Geschäfts-
jubiläum) im Wert bis 60 € müssen nicht pauschal besteuert wer-
den. Das gilt auch für Geschenke an Arbeitnehmer (siehe folgenden 
Beitrag). Übersteigt der Wert für ein Geschenk an Geschäftsfreunde 
jedoch 35 €, ist es nicht als Betriebsausgabe absetzbar!

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmern neben den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch 
ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, kann er auch die 
besondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter 
können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und 
pauschaler Kirchensteuer) pauschal besteuert werden. Sie sind aller-
dings sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann die Auf-
wendungen als Betriebsausgaben ansetzen.

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTER-
NEHMEN: Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschi-
nen angeschafft, können kleine und mittlere Betriebe – unter wei-
teren Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Ab-
schreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt 
bis zu 20 % in Anspruch nehmen. 

Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Pro-
zent der Sonderabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe 
des Gewinns steuern.

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebs-
vermögensgrenzen betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. 
der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 
beträgt 100.000 €. 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG – NEUE REGELN SEIT 2016: 
Steuerpfl ichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder 
herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der 
betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung be-
stimmter Betriebsgrößenmerkmale bzw. Gewinngrenzen (wie bei der 
Sonderabschreibung) –, bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd abzie-
hen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den 
drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

Durch das Steueränderungsgesetz 2015 wurden die Regelungen zum 
Investitionsabzugsbetrag geändert. Daraus ergeben sich je nach Jahr 
der Bildung des Investitionsabzugsbetrags unterschiedliche Voraus-
setzungen. 

Bildung eines Investitionsabzugsbetrags bis zum 31.12.2015: Ein 
Unternehmer will in den nächsten drei Jahren für seinen Betrieb 
eine „bestimmte“ Maschine im Wert von netto 50.000 € anschaffen. 
Hierfür kann er bereits für 2015 einen Investitionsabzugsbetrag in 
Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 
nehmen, der sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt. 

Schafft der Unternehmer nunmehr „diese spezielle Maschine“, für 
die er den Investitionsabzugsbetrag in Anspruch genommen hat, in-
nerhalb der nächsten drei Jahre an, kann er die Bemessungsgrund-
lage für die weiteren Abschreibungen und Sonderabschreibungen 
auf 30.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, um die erforderliche 
steuerliche Hinzurechnung auszugleichen. Zusätzlich kann er eine 
Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 
ansetzen.

Bildung eines Investitionsabzugsbetrags ab dem 1.1.2016: Durch 
das Steueränderungsgesetz 2015 wurde insofern eine gewisse Fle-
xibilisierung herbeigeführt, als dass ein Investitionsabzugsbetrag 
auch in Anspruch genommen werden kann, ohne dass dafür ein „be-
stimmtes“ Wirtschaftsgut angeschafft werden muss. Voraussetzung 
ist jedoch, dass der Steuerpfl ichtige die Summen der Abzugsbeträge 
und der hinzuzurechnenden oder rückgängig zu machenden Beträge 
nach amtlich vorgeschriebenen Datensätzen durch Datenfernüber-
tragung übermittelt.

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbe-
trags ist in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der 
Abzug erfolgt ist, wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. 
Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entste-
hen Zinsaufwendungen!

Investitionsabzugsbetrag nach Außenprüfung: Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfi nanzhofs vom 23.3.2016 darf ein Investiti-
onsabzugsbetrag nicht allein deshalb versagt werden, weil der Antrag 
erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die Steuervergüns-
tigung kann danach zur Kompensation eines Steuermehrergebnisses 
der Außenprüfung eingesetzt werden.

Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.     
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2017: September = 109,6; August = 109,5; Juli = 109,4; Juni 109,0; Mai = 108,8; April = 109,0; 
(2010 = 100) März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren   

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


